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Editorial 

Nach den Aufregungen rund um das Inkrafttreten der EU-DSGVO Ende Mai und der Registrierung 
der wirtschaftlichen Eigentümer ist es nun wieder Zeit, sich dem steuerlichen Alltag zu widmen. 

Im Juli 2018 wurde das Jahressteuergesetz 2018 beschlossen. In dieser Ausgabe wird ein Überblick 
gegeben.  

Neben interessanten höchstgerichtlichen Entscheidungen und den Highlights aus dem aktuell 
veröffentlichten Wartungserlass zu den Körperschaftsteuer- und Einkommensteuer Richtlinien 
finden Sie einen Überblick über wichtige sozialversicherungsrechtliche Änderungen ab 2019, sowie 
die Neuregelung der Arbeitszeit ab 1.9.2018.  

Jahressteuergesetz 2018 (JStG 2018) 

Das JStG 2018, mit dem 20 Gesetze geändert wurden, enthält u.a. die folgenden wesentlichen 
Maßnahmen:  

 „Familienbonus Plus“ 

Der Familienbonus ist ein Absetzbetrag in der Höhe von EUR 1.500 pro Kind und Jahr bis zum 18. 
Lebensjahr des Kindes und bedeutet, dass sich die Steuerlast ab 2019 um bis zu EUR 1.500 pro Jahr 
reduziert. Nach dem 18. Geburtstag des Kindes steht ein reduzierter Familienbonus in Höhe von 
EUR 500 jährlich zu, sofern für dieses Familienbeihilfe bezogen wird. Im Gegenzug entfallen ab 
2019  der Kinderfreibetrag und die steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten bis zum 
10. Lebensjahr.  

Der Familienbonus kann wahlweise bereits über die laufende Lohnverrechnung ausbezahlt oder 
erstmalig bei der Steuererklärung 2019 beantragt werden. Der Familienbonus kann zwischen den 
Ehepartnern je zur Hälfte (in 2019 und 2021 auch unter bestimmten Voraussetzungen im Verhältnis 
90:10) aufgeteilt werden.  

Der Familienbonus in der gesetzlich vorgesehenen Höhe steht nur für Kinder im Inland zu. Für 
Kinder im EU/EWR-Raum bzw. der Schweiz wird der Familienbonus Plus indexiert (erhöht oder 
vermindert) und damit an das Preisniveau des Wohnsitzstaates angepasst. Für Kinder in Drittstaaten, 
das heißt außerhalb des EU/EWR-Raumes oder der Schweiz, gibt es keinen Familienbonus. 

Für alleinverdienende/-erziehende Niedrigverdiener gibt es einen Kindermehrbetrag von EUR 250 
pro Kind, sofern die Einkommensteuer pro Kind unter EUR 250 liegt.  

Einführung einer Hinzurechnungsbesteuerung 

In Hinblick auf die Vorgaben der europäischen Richtlinie zur Vermeidung von internationalen 
Steuervermeidungspraktiken wurde eine Hinzurechnungsbesteuerung für niedrig besteuerte 
Passiveinkünfte einer ausländischen Körperschaft eingeführt. Bislang unterlagen derartige niedrig 
besteuerte Passiveinkünfte nur bei einer allfälligen Gewinnausschüttung auf Grund des 
Methodenwechsels der österreichischen Besteuerung. Voraussetzung für die 
Hinzurechnungsbesteuerung ist, dass die beherrschende Körperschaft selbst oder gemeinsam mit 
ihren verbundenen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mehr als 50 % der Stimmrechte oder des 
Kapitals hält oder Anspruch auf mehr als 50% der Gewinne der ausländischen Körperschaft hat. Zu 
den betroffenen Passiveinkünften zählen ua Zinsen, Lizenzgebühren, Dividenden, Einkünfte aus 
Tätigkeiten von Versicherungen und Banken sowie Einkünfte aus Abrechnungsunternehmen. Für 
Versicherungen und Banken soll es eine spezifische Ausnahmeregelung geben.  Eine 
Niedrigbesteuerung liegt dann vor, wenn die tatsächliche Steuerbelastung im Ausland nicht mehr als 
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12,5 % beträgt und die niedrigbesteuerten Passiveinkünfte mehr als ein Drittel der Einkünfte der 
ausländischen Körperschaft betragen. 

Änderung der Bundesabgabenordnung

Für die Bereiche internationales Steuerrecht, Umsatzsteuer und „Missbrauch“ kann nun auch eine  
verbindliche Rechtsauskunft (sog. „Advanced Ruling“) eingeholt werden. Dies war bisher nur für 
Fragen in Zusammenhang mit Umgründungen, Unternehmensgruppen und Verrechnungspreisen 
möglich.  

Als Alternative zur klassischen Betriebsprüfung wird ab 1.1.2019 eine freiwillige begleitende 
Kontrolle (Horizontal Monitoring)  für Unternehmen mit mehr als 40 Millionen Umsatzerlösen 
eingeführt. Dabei soll ein vom Unternehmer selbst entwickeltes und durch einen Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer überprüftes internes Steuerkontrollsystem in Verbindung mit einer erweiterten 
Offenlegungspflicht und einem laufenden Kontakt mit der Abgabenbehörde die nachträgliche 
Außenprüfung ersetzen. Allerdings löst ein Antrag auf begleitende Kontrolle eine Außenprüfung der 
letzten ungeprüften Jahre vor Antragstellung aus. 

Sonstige Änderungen 

� Das Abzugsverbot für Zinsen und Lizenzgebühren bei Niedrigbesteuerung des Empfängers 
aufgrund einer Steuerermäßigung oder -rückerstattung kann nachträglich rückgängig gemacht 
werden, wenn innerhalb von fünf Wirtschaftsjahren nach dem Anfallen dieser Aufwendungen 
tatsächlich keine Steuerermäßigung oder -rückerstattung in Anspruch genommen wurde. Diese 
Frist wurde auf neun Jahre verlängert.  

� Der Ratenzahlungszeitraum bei der Wegzugsbesteuerung wurde auf 5 Jahre verkürzt. 

� Bei der Umsatzsteuer wurde die Richtlinie 2017/2455/EU (E-Commerce-Paket) teilweise in 
nationales Recht umgesetzt  und Anpassungen an die Rechtsprechung vorgenommen. 
(Ausweitung der Istbesteuerung auf alle Unternehmer, die der Art nach eine freiberufliche 
Tätigkeit ausüben unter Außerachtlassen der Rechtsform, Entfall der Margenbesteuerung). 

� Für Grundeigentümer, die ihren Grund und Boden für Infrastrukturprojekte zur Verfügung 
stellen (müssen), wurde eine Abzugsteuer in der Höhe von 10 Prozent der Entschädigungssumme 
eingeführt. Mit der Abzugsteuer ist die Einkommensteuer grundsätzlich abgegolten. 

� Entfall der Gebühr für die Bürgschaftserklärungen in Zusammenhang mit Mietverträgen 

Die Änderungen treten im Wesentlichen ab 2019 in Kraft.  

Neuregelung der Arbeitszeit ab 1.9.2018 

Erhöhung der Höchstgrenzen der Arbeitszeit 

Seit einigen Tagen ist nunmehr die viel diskutierte Erhöhung der Höchstgrenzen der Arbeitszeit in 
Kraft. In Anbetracht der Verunsicherung, die diese Neuregelung verursacht hat, wollen wir daher 
vorweg ausdrücklich festhalten, dass es durch die Reform des Arbeitszeitgesetzes zu keiner 
Änderung bei der bestehenden täglichen und wöchentlichen Normalarbeitszeit gekommen ist. 
Der 8-Stunden-Tag sowie die 40-Stunden-Woche ist als rechtlicher Normalzustand unverändert 
bestehen geblieben. Geändert wurden die generell zulässigen Höchstarbeitszeiten, die sich 
aufgrund von Überstunden für den einzelnen Mitarbeiter pro Arbeitstag sowie pro Arbeitswoche 
ergeben können. Die tägliche zulässige Höchstarbeitszeit wird nunmehr von 10 auf 12 Stunden
sowie die wöchentliche von derzeit 50 auf 60 Stunden erhöht. 
Diese Erhöhung spiegelt zumindest in Teilbereichen die bereits bestehende Wirklichkeit des 
Arbeitslebens in Österreich wider und führt einerseits zu einer von der Wirtschaft seit Jahren 



 3 / 14 

geforderten Flexibilisierung der Arbeitszeit und andererseits zu einer Entkriminalisierung von 
Dienstgebern, die im Zuge dringender Auftragsabwicklungen bzw. bei kurzfristigen Projekten an 
einzelnen Tagen Überstunden angeordnet und dabei die bisherige tägliche 10-Stunden-Grenze 
überschritten haben.  
Bei Vorliegen eines erhöhten Arbeitsbedarfs können daher seit 1.9.2018 wöchentlich bis zu 20 
Überstunden geleistet, täglich jedoch maximal 12 Stunden gearbeitet werden. Die Leistung 
dieser Überstundenanzahl darf nicht permanent erfolgen, da zu beachten ist, dass innerhalb 
eines Durchrechnungszeitraumes von 17 Wochen eine durchschnittliche wöchentliche 
Arbeitszeit von 48 Stunden nicht überschritten werden darf. 
Ein Dienstnehmer ist nur dann zur Leistung von Überstunden verpflichtet, wenn dies im 
Kollektivvertrag, einer Betriebsvereinbarung oder im Dienstvertrag vorgesehen ist. Bisher schon 
konnten Dienstnehmer Überstunden (also die 9. und 10. Stunde) bei Vorliegen eines erhöhten 
Arbeitsbedarfs trotz vorhandener Verpflichtung sanktionslos ablehnen, wenn 
berücksichtigungswürdige Interessen des Dienstnehmers der Überstundenarbeit entgegengestanden 
sind. Überstunden, die als 11./12. Stunde täglich bzw. 51.-60.Stunde wöchentlich erbracht werden 
sollen, können ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden.  

Für diese Überstunden (11./12. Stunde täglich sowie 51.-60. Stunde wöchentlich), besteht ein 
Wahlrecht des Dienstnehmers diese in Geld oder in Zeitausgleich abgegolten zu bekommen. 
Vom Dienstgeber angeordnete Arbeitsstunden, die über die Normalarbeitszeit hinausgehen, gelten 
automatisch als Überstunden, wodurch die kollektivvertraglichen Folgen (insbesondere 
Überstundenzuschläge) zur Anwendung gelangen. In der Praxis lässt sich nur schwer feststellen, ob 
eine Überstunde „freiwillig“ geleistet oder ob diese vom Dienstgeber „angeordnet“ wurde. 
Allerdings ist aufgrund der tendenziell arbeitnehmerfreundlichen Rechtsprechung davon auszugehen, 
dass im Zweifelsfalle eine stillschweigende Anordnung von Überstunden dem Dienstgeber 
zuzuschreiben ist, sofern keine entsprechenden Nachweise und Aufzeichnungen geführt bzw. vom 
Dienstnehmer unterfertigt werden. 
Neben einem Benachteiligungsverbot bei Ablehnung der Leistung von Überstunden wurde 
zusätzlich eine eigene gerichtliche Kündigungsanfechtung (Geltendmachung binnen zwei Wochen 
durch den Dienstnehmer) eingeführt. 

Ausnahmen vom Geltungsbereich des Arbeitszeitrechts 

Der vom Anwendungsbereich des Arbeitszeitrechts ausgenommene Personenkreis wurde gesetzlich 
neu definiert und umfasst neben den Familienangehörigen nunmehr auch die dritte 
Führungsebene. 
Als Familienangehörige gelten nahe Angehörige des Arbeitgebers. Dazu zählen: Eltern, volljährige 
Kinder, im gemeinsamen Haushalt lebende Ehepartner, eingetragene Partner sowie Lebensgefährten 
(sofern seit zumindest drei Jahren ein gemeinsamer Haushalt besteht). 
Ausgenommen waren bisher schon Mitarbeiter der ersten und zweiten Führungsebene. Diese 
Ausnahme wurde nunmehr auf Arbeitnehmer erweitert, die maßgebliche selbständige 
Entscheidungsbefugnisse übertragen bekommen haben. Damit ist laut den erläuternden 
Bemerkungen die dritte Führungsebene gemeint. 
Die Ausnahme vom Geltungsbereich gilt für beide Personenkreise nur dann, wenn die gesamte 
Arbeitszeit aufgrund der besonderen Merkmale der Tätigkeit NICHT gemessen ODER 
NICHT im Voraus festgelegt ODER von diesen hinsichtlich Lage und Dauer die Arbeitszeit 
selbst festgelegt werden kann. In allen anderen Fällen sind auch nahe Angehörige und 
Führungskräfte weiterhin an das Arbeitszeitgesetz und die damit einhergehenden Einschränkungen 
und Aufzeichnungsverpflichtungen gebunden. 



 4 / 14 

Kollektivvertragliche Ermächtigung zur Übertragung von Zeitguthaben 

Bisher war es den Kollektivvertragsparteien freigestellt, eine Übertragung von Zeitguthaben 
ausschließlich in den nächsten Durchrechnungszeitraum (die genaue Festlegung des 
Durchrechnungszeitraums wie beispielsweise das Kalenderjahr erfolgt ebenso im Kollektivvertrag) 
zu ermöglichen. Künftig ist auch eine mehrmalige statt einmalige Übertragung möglich. 
Zusätzlich entfallen ist die Einschränkung auf Zeitguthaben und es können nunmehr auch 
Zeitschulden des Dienstnehmers übertragen werden. Diese Übertragungsmöglichkeit muss 
weiterhin im Kollektivvertrag geregelt sein, weshalb eine sofortige flächendeckende Anwendbarkeit 
der Neuregelung als nicht wahrscheinlich gilt und je nach Kollektivvertrag weiterhin separat geprüft 
werden muss, ob ein vorhandenes Zeitguthaben (mit oder ohne Zeitzuschläge) auszubezahlen ist 
oder (einmalig oder mehrmals) übertragen werden darf. 

Gleitzeit 

Bisher galt auch bei vereinbarter Gleitzeit die Einhaltung der täglichen Arbeitszeit von maximal zehn 
Stunden. Diese Grenze wurde nun auf zwölf Stunden pro Tag angehoben. Dies ist nur unter der 
Voraussetzung zulässig, dass die Gleitzeitvereinbarung einen ganztägigen Verbrauch von 
Zeitguthaben vorsieht und der Verbrauch im Zusammenhang mit einer wöchentlichen Ruhezeit 
nicht ausgeschlossen ist. In allen anderen Fällen bleibt die bisherige Grenze von 10 Stunden pro 
Tag aufrecht. Für Dienstgeber wird es daher von entscheidender Bedeutung sein, die Adaptierung 
bestehender Gleitzeitvereinbarungen vorzunehmen. 

BV-Ermächtigung für Wochenend- und Feiertagsdienste 

Bei vorübergehend auftretendem besonderen Arbeitsbedarf kann mittels Betriebsvereinbarung
(BV) eine Ausnahme von der Wochenendruhe (mindestens 36 Stunden durchgehende Freizeit) und 
der Feiertagsruhe (mindestens 24 Stunden durchgehende Freizeit) an vier Wochenenden oder 
Feiertagen pro Dienstnehmer und pro Jahr zugelassen werden, wobei dies einschränkend nicht an 
vier aufeinanderfolgenden Wochenenden erfolgen darf. Ausgenommen sind Verkaufstätigkeiten 
außerhalb des Öffnungszeitengesetzes. 

Bestandsgarantie 

Die neuen gesetzlichen Bestimmungen führen zu keiner abrupten Änderung zulasten der 
Dienstnehmer, weil für bestehende Gleitzeitvereinbarungen sowie günstigere Bestimmungen in 
geltenden Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen eine gesetzliche Bestandsgarantie 
vorgesehen ist. Sind diese Vereinbarungen zeitlich befristet abgeschlossen, können die neuen 
Regelungen aber bei Abschluss von neuen Vereinbarungen selbstverständlich berücksichtigt werden. 

Highlights aus dem Wartungserlass der KStR 

Im Wartungserlass wurden im Wesentlichen die gesetzlichen Änderungen und die Judikatur der 
letzten drei Jahre eingearbeitet. Besonders hervorzuheben sind die folgenden Aussagen: 

Rz 82: Jede Mitunternehmerbeteiligung einer Körperschaft öffentlichen Rechts stellt einen 
eigenständigen Betrieb gewerblicher Art dar. Zwischen den einzelnen Betrieben gewerblicher Art 
und damit auch den Mitunternehmerbeteiligungen kann kein Ergebnisausgleich vorgenommen 
werden.   



 5 / 14 

Rz 90/91: Künftig sollen Rechtsbeziehungen zwischen Trägerkörperschaft und Betrieben 

gewerblicher Art grundsätzlich anerkannt werden und nicht mehr – wie bisher – zu einer Einlage, 

die wie ein Tausch zu bewerten ist, führen. Werden daher Wirtschaftsgüter durch die 
Trägerkörperschaft an den Betrieb gewerblicher Art zur Nutzung überlassen (befristet oder 

unbefristet), kann dies folgende  ertragsteuerliche Wirkungen entfalten:  

- Von der Trägerkörperschaft angeschaffte Wirtschaftsgüter, die für die Nutzung im Betrieb 

gewerblicher Art vorgesehen sind, gelten daher als von vornherein "für" den Betrieb gewerblicher 

Art - und nicht für den hoheitlichen Bereich der Trägerkörperschaft – angeschafft. Bei der 

Beurteilung, wann Wirtschaftsgüter "für" den Betrieb gewerblicher Art angeschafft werden, ist 

nicht nur auf den zeitlichen Zusammenhang (zeitliche Nähe zwischen der Anschaffung und der 

Nutzung im Betrieb gewerblicher Art), sondern insbesondere auf den funktionalen 

Zusammenhang (Beschaffenheit des Wirtschaftsgutes prädestiniert die Nutzung im Betrieb 

gewerblicher Art) abzustellen.  

- Wirtschaftsgüter, die der Trägerkörperschaft "zuzurechnen" sind, etwa weil sie von der 

Trägerkörperschaft für eine Nutzung außerhalb eines Betriebes gewerblicher Art angeschafft bzw. 

hergestellt wurden (wie etwa nicht genutzte unbebaute Grundstücke), können hingegen einem 

Betrieb gewerblicher Art zur Nutzung entgeltlich oder unentgeltlich "überlassen" werden. Findet 

eine entgeltliche "Nutzungsüberlassung" statt, muss dies ausreichend dokumentiert sein. Soll die 

"Nutzungsüberlassung" unentgeltlich erfolgen, ist dies ebenfalls entsprechend schriftlich zu 

dokumentieren. In diesem Falle liegt eine Nutzungseinlage vor, die keine ertragsteuerlichen 

Auswirkungen hat. Ohne entsprechende Dokumentation wird eine Einlage unterstellt (Ausnahme: 

Gebäude und Kunstschätze bei einem Museum), die wiederum als Tausch qualifiziert wird.  

Rz 969: Verrechnungskonto von Gesellschaftern 

Für die Frage, ob bei einem Verrechnungskonto eine verdeckte Ausschüttung vorliegt oder nicht, ist 

darauf abzustellen, ob die Gesellschaft eine durchsetzbare Forderung anstelle des überlassenen 

Geldbetrages erhält. Ist eine Rückzahlung des auf dem Verrechnungskonto verbuchten Betrages von 

vornherein durch den Gesellschafter nicht gewollt oder wegen absehbarer Uneinbringlichkeit nicht 
zu erwarten, liegt eine verdeckte Ausschüttung vor. Die Uneinbringlichkeit ist absehbar, wenn der 

Gesellschafter über keine ausreichende Bonität verfügt und der Gesellschaft keine ausreichenden 

Sicherheiten bereitgestellt wurden, sodass es absehbar ist, dass der kreditierte Betrag (samt Zinsen) 
bis zum vereinbarten Ablauf der Kreditdauer nicht beglichen werden kann.  

Liegt keine Dokumentation der vertraglichen Rahmenbedingungen (Laufzeit, Verzinsung etc) vor, 

ist davon auszugehen, dass eine Art Kontokorrentverhältnis vorliegt. Dies bedeutet nicht nur, dass 

die Verzinsung entsprechend höher sein muss, sondern auch, dass bei der Beurteilung der Bonität der 

Gesellschafter die Verbindlichkeit relativ kurzfristig tilgen können muss. Für die Prüfung der Bonität 

ist die das aktuelle und zukünftige Einkommen des Gesellschafters einzubeziehen und die Stabilität. 

der Einkommenssituation zu beurteilen. Zu berücksichtigen sind auch die Ersparnisse des 

Gesellschafters sowie vorhandene Schulden. 

Sicherheiten, die bei einer längeren  Laufzeit erforderlich sind, müssen derart ausgestaltet sein, dass 

die Gesellschaft in der Lage ist, ihre Forderung durch ungehinderten Zugriff bzw Verwertung zu 

befriedigen. Verschlechtert sich die Bonität, muss die Gesellschaft umgehend und rechtzeitig 

Maßnahmen setzen, um die Einbringlichkeit der Forderung sicherzustellen. 

Rz 1058a: Eine Verschmelzung des Gruppenträgers auf eine gruppenfremde Körperschaft führt 

zum Ausscheiden des Gruppenträgers aus der Unternehmensgruppe und somit zu deren Beendigung. 

Eine errichtende Umwandlung eines Gruppenmitglieds in eine GmbH & Co KG erfolgt 

grundsätzlich innerhalb der Unternehmensgruppe und führt nicht zu einer (partiellen) Beendigung 

der Gruppe.  

Rz 1071: Siebentel aus in Vorgruppenzeiten erfolgten Teilwertabschreibungen stellen keine 

Vorgruppenverluste dar und können in der Unternehmensgruppe verwertet werden. Noch nicht 

abgereifte Siebentel können auch bei Vorliegen eines Mantelkauftatbestandes weiterhin abgesetzt 

werden (Rz 994).  
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Rz 1082/1083 sehen Regelungen und Erleichterungen für die Ergebnisse ausländischer 
Gruppenmitglieder vor. 

Rz 1094: Liegen bei einem ausländischen Gruppenmitglied aus dem EU-/EWR-Ausland Verluste 
vor, die im letzten Besteuerungszeitraum (Liquidationszeitraum) vor Abschluss der Liquidation 
entstanden sind (finale Verluste), sind diese nicht nachzuversteuern.  

Rz 1266 bi/ bj: Das Abzugsverbot kommt auch dann zur Anwendung, wenn die Zinsen oder 
Lizenzgebühren aufgrund einer auch dafür vorgesehenen Steuerermäßigung einer tatsächlichen 
Steuerbelastung von weniger als 10 % unterliegen. Daher fallen auch Steuerermäßigungen in den 
Anwendungsbereich des Abzugsverbots, die sich nicht ausschließlich auf Zinsen und 
Lizenzgebühren, sondern auch auf andere Einkünfte beziehen. Weiter wurde klargestellt, dass 
jegliche fiktive Betriebsausgabe vom gesamten Einkommen, auch fiktive Zinsen vom Eigenkapital, 
eine schädliche Steuerermäßigung darstellt. 

Rz 1266 bo: Die Beurteilung, ob das Abzugsverbot für Zinsen und Lizenzgebühren zur Anwendung 
gelangt, hat abstrakt in jenem Wirtschaftsjahr zu erfolgen, in dem die Aufwendungen angefallen 
sind. Besteht zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit einer Inanspruchnahme einer Steuerermäßigung 
bzw. Steuerrückerstattung (uU auch erst zu einem späteren Zeitpunkt im Wege der Ausschüttung), 
durch die die Steuerbelastung der Zins- oder Lizenzeinkünfte unter 10% sinken kann, dürfen die 
Aufwendungen nicht abgezogen werden. Wenn innerhalb von fünf Wirtschaftsjahren nach Anfallen 
der Aufwendungen tatsächlich keine solche Steuerermäßigung gewährt wird bzw. keine 
Steuerrückerstattung erfolgt, können die Zinsen oder Lizenzgebühren nachträglich im Wege von § 
295a BAO geltend machen,  

Rz 1591a behandelt die Auswirkungen des Eintritts eines Gruppenträgers bzw eines 
Gruppenmitglieds in die Liquidation auf die Unternehmensgruppe. 

Highlights des Einkommensteuerrichtlinie-
Wartungserlasses 

Die Einkommensteuerrichtlinien (EStR) wurden zuletzt im Jahr 2015 aktualisiert. Der nunmehr 
vorliegende EStR-Wartungserlass 2018 arbeitet in die EStR sämtliche gesetzliche Änderungen, 
BMF-Erlässe, VwGH-Judikate und geänderte Verwaltungsmeinungen ein, die seit der letzten 
Wartung ergangen sind. Der Wartungserlass hat einen Umfang von 366 Seiten, weshalb im 
Folgenden nur punktuell die für die Praxis wichtigsten Änderungen dargestellt werden können: 

Einkünftezurechnung bei Zwischenschaltung einer Körperschaft (Rz 104):  

Die vom Zivilrecht abweichende Einkünftezurechnung bei bestimmten Sachverhalten wurde 
mittlerweile in § 2 Abs 4a EStG gesetzlich geregelt. Die zur Frage der Einkünftezurechnung bei 
höchstpersönlichen Tätigkeiten ergangene Judikatur des VwGH wurde bei der Überarbeitung der 
Rz 104 berücksichtigt. Der VwGH hat die Drittanstellung von Geschäftsführern abseits eines 
Missbrauchs gem § 22 BAO als grundsätzlich zulässig erachtet. Diese Rechtsprechung ist 
allerdings vor Inkrafttreten des § 2 Abs 4a EStG ergangen. Für Zeiträume ab der Veranlagung 
2016 ist demnach gem § 2 Abs 4a EStG – vorbehaltlich einer künftigen gegenläufigen 
Rechtsprechung des VwGH – von der grundsätzlichen Unzulässigkeit einer Drittanstellung von 
Geschäftsführern auszugehen. In Rz 104 finden sich neue Aussagen betreffend des „sich 
abhebenden Betriebs“, welcher auch dann vorliegen kann, wenn neben der höchstpersönlichen 
Tätigkeit eine weitere, qualitativ relevante Tätigkeit ausgeübt wird. Ferner stellen die EStR 
nunmehr klar, dass bei der Einkünftezurechnung an die hinter der Körperschaft stehende 
natürliche Person nicht nur die Einnahmen sondern auch sämtliche Ausgaben der Körperschaft 
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der natürlichen Person zuzurechnen und bei der Körperschaft zu neutralisieren sind. Keine 
Aussage treffen die EStR leider darüber, wie mit den bei der Körperschaft erfolgten 
gesellschaftsrechtlichen Gewinnausschüttungen zu verfahren ist. UE kann die Körperschaft nach 
Umqualifizierung ihrer Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben in Einlagen und 
Einlagenrückzahlungen aus steuerlicher Sicht keine Gewinnausschüttungen getätigt haben, 
weshalb die gesellschaftsrechtlichen Gewinnausschüttungen zu Einlagenrückzahlungen 
umqualifiziert und von den entrichteten Kapitalertragsteuern entlastet werden müssen. 

Präzisierungen zum Fruchtgenussrecht (Rz 111ff):  

Die durch den VwGH verschärften Voraussetzungen für das Vorliegen des wirtschaftlichen 
Eigentums beim Fruchtgenussberechtigten wurden eingearbeitet. Ferner wurde klargestellt, dass 
Zahlungen für Substanzabgeltung (AfA) nur beim Vorbehaltsfruchtgenuss, nicht hingegen beim 
Zuwendungsfruchtgenuss als zulässig erachtet werden. Die Verpflichtung des 
Fruchtgenussberechtigten auf Zahlung der Substanzabgeltung an den Fruchtgenussbesteller muss 
ausreichend publizitätswirksam dokumentiert werden (zB in Form eines Notariatsakts). Eine 
derartige Vereinbarung muss aber nicht gleichzeitig mit der Fruchtgenussbestellung 
abgeschlossen werden. Sie wirkt aber nur für die Zukunft. Eine rückwirkende Geltendmachung 
der Substanzabgeltung ist nicht zulässig. Die vom VwGH entwickelte Unterscheidung der 
entgeltlichen Übertragung eines Fruchtgenussrechts entweder der „Ausübung nach“ oder der 
„Substanz nach“ wurde in die EStR übernommen. Wird das Fruchtgenussrecht der „Substanz 
nach“ entgeltlich übertragen oder zugunsten des Eigentümers verzichtet, liegt ertragsteuerlich 
eine Veräußerung vor. Gehört das Fruchtgenussrecht zum Privatvermögen des 
Fruchtgenussberechtigten ist die Veräußerung grundsätzlich nicht steuerbar. Ein 
Spekulationsgeschäft liegt idR mangels Anschaffung des Fruchtgenussrechts nicht vor. 
Einkünfte aus Leistungen gem § 29 Z 3 EStG liegen wegen der Wirtschaftsguteigenschaft des 
Fruchtgenussrechts nicht vor. Ausnahmsweise können allerdings nachträgliche Einkünfte bei der 
Veräußerung eines Vorbehaltsfruchtgenussrechts vorliegen, wenn eine Einheit mit der 
vormaligen Übertragung des Wirtschaftsguts vorliegt. In diesem Fall stellt das Entgelt für den 
Verzicht auf das Fruchtgenussrecht einen nachträglichen Veräußerungserlös dar. In diesem Fall 
kann zB ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn gem § 30 EStG vorliegen. Weitere 
Voraussetzung für das Vorliegen eines steuerpflichtigen Tatbestands ist allerdings, dass das 
Entgelt für den Verzicht gemeinsam mit den ursprünglichen Entgelt für die Übertragung des 
Wirtschaftsguts mindestens 50 % des gemeinen Werts des übertragenen Wirtschaftsguts zum 
Zeitpunkt des Verzichts auf das Fruchtgenussrecht beträgt.  Wird das Fruchtgenussrecht 
hingegen der „Ausübung nach“ entgeltlich an einen Dritten übertragen, stellt dies aus 
ertragsteuerlicher Sicht eine Nutzungsüberlassung dar. Dies führt – vergleichbar der 
Untervermietung durch einen Hauptmieter – zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
beim übertragenden Fruchtgenussberechtigten. 

Bilanzberichtigung nach § 4 Abs 2 EStG:  

Entsprechend der neueste Rechtsprechung des VwGH fordern nun auch die EStR für eine 
Bilanzberichtigung nicht nur eine objektive sondern auch eine subjektive Unrichtigkeit der 
Bilanz. Eine Grenze findet dieser Grundsatz allerdings dort, wo die Unrichtigkeit der Bilanz auf 
einer unrichtigen rechtlichen Beurteilung beruht. In diesem Fall muss auch eine nur objektiv 
unrichtige Bilanz berichtigt werden. Bei lediglich objektiver Unrichtigkeit der AfA-Bemessung 
ist die AfA ab dem Wirtschaftsjahr, in dem der Fehler bekannt wurde, zu berichtigen. Die 
Berichtigung erfolgt durch die Verteilung des Restbuchwerts auf die Restnutzungsdauer. 

Bilanzielle Berücksichtigung von Steuernachforderungen (Rz 1600):  

In der Vergangenheit bestand in der Fachwelt Uneinigkeit darüber, wann Steuernachforderungen 
bilanziell zu berücksichtigen sind. In den EStR wurde nun der Rechtsprechung des VwGH 
insofern gefolgt, als nur bei vorsätzlich verkürzten Steuern die bloße Kenntnis des 
Steuerpflichtigen von der Tatbegehung alleine noch nicht die Passivierung einer daraus allenfalls 
resultierenden Steuerschuld rechtfertigt. In diesem Fall ist für die Passivierung erforderlich, dass 
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die Nachforderung zumindest der Höhe nach bekannt und deren Geltendmachung hinreichend 
wahrscheinlich ist. In allen anderen Fällen stellt aber die fehlende Erfassung einer Steuer einen 
unrichtigen Bilanzansatz dar, der gem § 4 Abs 2 EStG im Wurzeljahr zu berichtigen ist. Eine 
Nachforderung an Umsatzsteuer, Lohnsteuer, Dienstgeber- und Sozialversicherungsbeiträgen ist 
daher in jenem Jahr zu bilanzieren, in dem der Abgabenanspruch entstanden ist. 

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze des UGB:  

Die Änderungen des Unternehmensrechts durch das RÄG 2014 wurden eingearbeitet. So wird 
auf die Zuschreibungspflicht gem § 208 Abs 1 UGB und die Bildung einer 
Zuschreibungsrücklage im Wirtschaftsjahr 2016 sowie deren Auflösung näher eingegangen. Bei 
der Gewinnermittlung gem § 5 Abs 1 EStG können die steuerlichen Begünstigungen gem §§ 8 
Abs 2, 12 Abs 1 und 8 sowie 13 EStG für Wirtschaftsjahre ab 2016 in der Steuerbilanz 
weitergeführt bzw weiter geltend gemacht werden. Eine geeignete Evidenzhaltung für 
steuerliche Zwecke ist aber notwendig. 

Änderungen bei Grundstücksveräußerungen:  

Grundsätzlich stellt die Rückabwicklung einer Grundstücksveräußerung eine neue Veräußerung 
dar. Nur wenn die Rückabwicklung aufgrund einer gerichtlichen Vertragsauflösung mit Ex-tunc-
Wirkung (zB im Fall von Irrtum) erfolgt, stellt die Rückabwicklung ein rückwirkendes Ereignis 
dar. In diesem Fall kommt der Rückabwicklung auch dann steuerliche Wirkung zu, wenn die 
ImmoESt bereits entrichtet wurde. Weiters ist bei Grundstücksveräußerungen gegen 
Ratenzahlungen oder gegen Rente eine Rückabwicklung auch dann steuerlich anzuerkennen, 
wenn noch kein Abgabenanspruch entstanden ist. Ein ImmoESt-Anspruch entsteht erst dann, 
wenn die Summe der zugeflossenen Raten oder Renten die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Grundstücks überstiegen hat. Solange dies nicht der Fall ist, ist kein 
Abgabenanspruch entstanden und der Vertrag kann auch mit steuerlicher Wirkung 
rückabgewickelt werden. Die mittlerweile ergangene Judikatur des VwGH zur 
Hauptwohnsitzbefreiung wurde in die EStR eingearbeitet. Das Erfordernis des Vorliegens von 
Wohnungseigentum zum Zeitpunkt der Veräußerung wurde ebenso aufgenommen wie die 
Einrechnung der Mietzeit vor dem Kauf der Eigentumswohnung oder des Eigenheims in die 
Mindestfrist für die Hauptwohnsitzbefreiung. Die bisher in den EStR enthaltene einjährige Frist 
für die erforderliche Aufgabe des Hauptwohnsitzes zur Geltendmachung der 
Hauptwohnsitzbefreiung wurde entsprechend der Judikatur des VwGH etwas aufgeweicht. Steht 
daher bei Abschluss des Verkaufsvertrags fest, dass der Hauptwohnsitz aufgegeben wird, der 
neue Hauptwohnsitz aber noch nicht bezugsfertig ist, kann die Toleranzfrist auch ein Jahr 
übersteigen. Für die Praxis von Interesse ist auch die neue Aussage in den EStR, wonach im Fall 
eines ratenweisen Zuflusses des Veräußerungspreises die Regelbesteuerungsoption jedes Jahr 
von Neuem in Anspruch genommen werden kann. Durch eine Optionsausübung im Vorjahr 
besteht keine Bindungswirkung für die Folgejahre. Die Hauptwohnsitzbefreiung umfasst 
weiterhin nur eine Grundstücksfläche von 1.000 m². 

Beitragszuschlag nach ASVG:  

Beitragszuschläge der Sozialversicherung stellen keine Strafe bzw Sanktion mit strafrechtlichen 
Charakter dar, sondern sind als Pauschalersatz der Dienstgeber für den Verwaltungsaufwand der 
Sozialversicherung zu werten und sind daher als Betriebsausgaben abzugsfähig. 

Unentgeltliche Übertragung von Mitunternehmeranteilen:  

Bei der unentgeltlichen Übertragung eines Mitunternehmeranteils erfolgt keine 
Veräußerungsgewinnermittlung, sondern der Erwerber hat die bisherigen Buchwerte 
fortzuführen. Eine Schenkung liegt allerdings nur dann vor, wenn der Rechtsnachfolger 
tatsächlich bereichert wird. Dies ist nur dann der Fall, wenn der reale Wert des 
Mitunternehmeranteils positiv ist.  Die Übernahme der mit dem negativen Kapitalkonto des 
Geschenkgebers verbundenen Einkommensteuerlatenz durch den Geschenknehmer stellt dabei 
keine Gegenleistung für die Übertragung des Mitunternehmeranteils dar. 



 9 / 14 

Entgeltlicher Verzicht auf ein Wohnrecht:  

Der Verzicht auf ein Wohnrecht fällt unter die Einkünfte aus Leistungen gem § 29 Z 3 EStG. 
Wurde ein Wohnrecht im Zuge der Veräußerung eines Gebäudes zurückbehalten und hat es 
damit den Veräußerungserlös gemindert, stellt das Entgelt für die nachträgliche Aufgabe des 
Wohnrechts einen nachträglichen Veräußerungserlös aus der Grundstücksveräußerung dar. 

Herstellerbefreiung bei Veräußerung von Gebäuden:  

Die Herstellerbefreiung für selbst errichtete Gebäude steht nur dann zu, wenn innerhalb der 
letzten zehn Jahre keine Nutzung zur Erzielung von Einkünften vorlag. Auch eine kurzfristige 
Vermietung ist befreiungsschädlich. Die Befreiung für nicht vermietete, selbst hergestellte 
Gebäudeteile bleibt aber erhalten. Die Vereinbarung eines Optionsentgelts im Rahmen des 
beabsichtigten Verkaufs steht der Herstellerbefreiung nicht entgegen. 

Sozialrechtliche Änderungen durch das 
Budgetbegleitgesetz 2017/2018 

Das Budgetbegleitgesetz 2017/2018 sieht in seinem sozialrechtlichen Teil diverse Erleichterungen 
oder auch Verschärfungen von Zugangsvoraussetzungen vor. Die für die Praxis wichtigsten 
Neuerungen treten grundsätzlich mit 1.1.2019 in Kraft und sind im Wesentlichen wie folgt: 

� Monatliche Beitragsgrundlagenmeldung ab 1.1.2019: Die Frist für die Vorlage der monatlichen 
Beitragsgrundlagenmeldung endet im Regelfall am 15. des Folgemonats.  Davon ausgenommen 
werden nunmehr Eintritte nach dem 15. des Abrechnungsmonats, deren Beitragsgrundlagen erst 
bis 15. des übernächsten Monats gemeldet werden müssen. Ferner können gemeldete 
Beitragsgrundlagen innerhalb von 12 Monaten nach Ablauf des Meldezeitraums ohne nachteilige 
Rechtsfolgen berichtigt werden. Die Meldung der monatlichen Beitragsgrundlagen für freie 
Dienstnehmer ist erst bis zum 15. des auf das Monat der Entgeltleistung folgenden Monats zu 
melden, bei Vorschreibebetrieben bis zum 7. des Folgemonats. 

� Da ja ab 2019 nur mehr monatliche Beitragsgrundlagenmeldungen abzugeben sind, wurde 
klarstellend geregelt, dass im Jahr 2019 jedenfalls noch die Beitragsnachweisungen für Dezember 
2018 sowie der jährliche Lohnzettel an den Sozialversicherungsträger zu übermitteln sind. 

� Für eine Vielzahl verspäteter monatlicher Beitragsgrundlagenmeldungen wurde eine 
Höchstgrenze für Säumniszuschläge eingeführt. Erreicht die Summe der Säumniszuschläge in 
einem Beitragszeitraum das fünffache der täglichen Höchstbeitragsgrundlage (2018: EUR 171, 
somit EUR 855), so sind damit alle diesbezüglichen Meldeverstöße pauschal abgegolten. 

� Ab 2019 können Versicherungsträger in bestimmten Fällen „unter Berücksichtigung des 
Meldeverstoßes auf den Säumniszuschlag zur Gänze oder zum Teil verzichten“. Diese 
Ermessensentscheidung wurde nun auf Säumniszuschläge aufgrund verspäteter Anmeldungen 
bzw der noch fehlenden Daten zur Anmeldung erweitert. Bei der Entscheidung über die Höhe des 
Säumniszuschlages sind neben der Art des Meldeverstoßes auch die wirtschaftlichen 
Verhältnisse, der Verspätungszeitraum und das bisherigen Meldeverhalten zu berücksichtigen.  

� Für Meldeverstöße iZm der monatlichen Beitragsgrundlagenmeldung ab dem Jahr 2019 werden 
bis 31.8.2019 keine Säumniszuschläge festgesetzt werden. Dies gilt aber nicht für Meldeverstöße 
bei Anmeldungen. 

� Die Altersgrenze für das frühestmögliche Zugangsalter bei der Altersteilzeit wird in zwei 
Jahresschritten – 2019 und 2020 – angehoben. Damit wird der Zugang zur Altersteilzeit ab 2020 
frühestens fünf Jahre vor Vollendung des Regelpensionsalters möglich sein. 

� Ausschüttungen aus Belegschaftsbeteiligungsstiftungen an Mitarbeiter des Unternehmens 
unterliegen der KESt und nicht der Lohnsteuer. Korrespondieren dazu wurde eine Befreiung von 
SV-Beiträgen für diese Ausschüttungen in § 49 ASVG geschaffen. 
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� Die viel diskutierte Einführung von Lichtbildern auf allen neu ausgegebenen oder ausgetauschten 
e-cards wurde um ein Jahr auf 1.1.2020 verschoben.  

� Die vorgesehene Erhöhung des Nachtschwerarbeits-Beitrags auf 3,7 % wurde auf 2019 
verschoben. Im Jahr 2018 bleibt demnach der Beitragssatz iHv 3,4 % unverändert. 

Splitter 

Die Führung einer Einnahmen-Ausgaben-Rechnung schließt die Branchenpauschalierung 
nicht aus 

Nichtbuchführende Kleinunternehmer bestimmter Gewerbezweige können auf Grund einer 
Verordnung des Finanzministers aus dem Jahre 1989 gewisse Betriebsausgaben nach 
Durchschnittssätzen ermitteln. Mit der Neufassung dieser VO wurde nunmehr sichergestellt, dass die 
Führung einer Einnahmen-Ausgaben-Rechnung keinen Ausschließungsgrund mehr für die 
Inanspruchnahme darstellt. Weiters wurden die umsatzsteuerlichen Anwendungsvoraussetzungen an 
die geltende Rechtslage angepasst. Zusammengefasst müssen daher folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein:  
� Es besteht keine Buchführungspflicht und es wird keine Gewinnermittlung durch 

Betriebsvermögensvergleich durchgeführt. Ein unterjähriges Aufbuchen als Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung ist unschädlich. Am Jahresende besteht die Möglichkeit, die 
Gewinnermittlung gem § 4 Abs 3 EStG oder aufgrund einer Pauschalierung gem § 17 Abs 4 
EStG durchzuführen. 

� Der Gesamtumsatz aus dieser Tätigkeit hat in einem der beiden vorangegangenen Jahre 
ER 110.000  nicht überschritten.  

� Die Umsatzsteuer wird nach vereinnahmten Entgelten berechnet. 
� Ein ordnungsgemäßes Wareneingangsbuch wird geführt. 

Die Verordnung tritt rückwirkend mit 1.1.2018 in Kraft und ist auf alle bis dato noch nicht 
rechtskräftig veranlagten Fälle anzuwenden. 

Pauschalierte Werbungskosten für Vertreter sind um Kostenersätze zu kürzen 

Aufgrund einer VfGH-Entscheidung wurde die VO über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für 
Werbungskosten geändert. Ab der Veranlagung 2018 müssen Vertreter bei der Ermittlung des 
5%igen Werbungskostenpauschales Kostenersätze des Dienstgebers (wie insbesondere Reisespesen 
und Diäten) vom Werbungskostenpauschale abziehen.  

PKW-Sachbezug bei wesentlich beteiligtem Gesellschafter-Geschäftsführer 

Das BMF hat mittels Verordnung die Bemessungsgrundlage für die Berücksichtigung der 
Privatnutzung eines der Kapitalgesellschaft gehörenden Fahrzeugs durch den wesentlich beteiligten 
Gesellschafter-Geschäftsführer geregelt. Demnach bestehen zwei Möglichkeiten, die Privatnutzung 
zu bewerten: 
� Ansatz der Werte gemäß Sachbezugswerteverordnung wie für alle Dienstnehmer (1,5% bzw 

2% der Anschaffungskosten abhängig vom CO2-Ausstoß, 0% für Elektroautos) oder 
� Ansatz der anteilig auf die Privatnutzung entfallenden Gesamtkosten, die von der 

Kapitalgesellschaft getragen werden. Die privaten Fahrten sind durch ein Fahrtenbuch 
nachzuweisen.  

Vom selben Tag datiert ein Erkenntnis des VwGH, in dem nunmehr unmissverständlich klargestellt 
wurde, dass bei Ansatz der tatsächlichen Kosten nur die Kosten für die Privatnutzung als 
Bemessungsgrundlage für die Kommunalsteuer zu berücksichtigen sind und nicht auch die bei der 
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Kapitalgesellschaft angefallenen betrieblichen Kosten. Damit sind auch die diesbezüglichen 
Aussagen in Rz 79 der Information des BMF zum Kommunalsteuergesetz vom 29. 1. 2018 überholt. 

NoVA-Erhöhung bei Neuwagenkauf ab 1.9.2018 

Die Abgasskandale der letzten Jahre haben dazu geführt, dass das Prüfverfahren zur Messung des 
CO2-Verbrauchs von Fahrzeugen durch die EU neu geregelt wird. Dieses neue Verfahren – das 
sogenannte WLTP-Verfahren, das das bisherige NEFZ-Verfahren ersetzt, führt im Durchschnitt zu 
bis zu 20% höheren Abgaswerten, da der Verbrauch der Fahrzeuge nun unter realistischeren 
Bedingungen zu ermitteln ist. 
Für Erstzulassungen ab 1.9.2018 ist dieses neue WLTP-Prüfungsverfahren zwingend zur Messung 
der Abgaswerte heranzuziehen.  
Das wirkt sich auf die Berechnung der Normverbrauchsabgabe (NoVA) aus: 
� Neufahrzeuge: Ab 1.9.2018 ist für Neufahrzeuge grundsätzlich das WLTP-Verfahren zu 

verwenden, weshalb die Zulassung innerhalb der EU für solche Neufahrzeuge nur mehr möglich 
ist, wenn dieses Verfahren herangezogen wurde. Neufahrzeuge, die nach diesem Zeitpunkt nur 
Messwerte gemäß dem (alten) NEFZ-Verfahren enthalten, können somit nicht mehr in 
Österreich zugelassen werden. 

� Gebrauchtfahrzeuge: Für Gebrauchtfahrzeuge, die eine Erstzulassung vor dem 1.9.2018 
ausweisen, ist weiterhin der CO2-Verbrauch gemessen nach dem bisherigen NEFZ-Verfahren als 
Bemessungsgrundlage für die NoVA heranzuziehen. Dabei handelt es sich allerdings nur um 
eine Übergangsregel, so dass auch Gebrauchtfahrzeuge ab dem 1.1.2020 unabhängig vom Datum 
der Erstzulassung nur innerhalb der EU zugelassen werden können, wenn der Hersteller eine 
Messung des Abgasverbrauchs nach dem WLTP-Verfahren nachholt. Davon nicht betroffen 
sind Fahrzeuge aus auslaufenden Serien. 

Angleichung der Entgeltfortzahlung im Krankenstand seit 1.7.2018 

Mit 1.7.2018 kam es zu einer weitgehenden Angleichung der Rechtstellung von Arbeitern und 
Angestellten. Eine der wichtigsten Änderungen erfolgte bei der Entgeltfortzahlung im Krankenstand.
Die Anspruchsdauer für die Entgeltfortzahlung neu sieht somit wie folgt aus: 

Dienstjahr Krankheit Arbeitsunfall/Berufskrankheit 

erstes Dienstjahr   6 Wochen voll / 4 Wochen halb   8 Wochen voll 
2.-15. Dienstjahr   8 Wochen voll / 4 Wochen halb   8 Wochen voll 
16.-25. Dienstjahr 10 Wochen voll / 4 Wochen halb 10 Wochen voll 
ab 26 Dienstjahren 12 Wochen voll / 4 Wochen halb  10 Wochen voll 

Der volle und halbe Krankenentgeltanspruch muss auch bei einvernehmlicher Lösung des 
Dienstverhältnisses bezahlt werden. Die neuen Bestimmungen gelten für neue Arbeitsjahre, die nach 
dem 30.6.2018 beginnen. 

Neue Regeln für den Zuschuss zur Entgeltfortzahlung ab 1.7.2018 

Um Kleinunternehmen mit bis zu zehn Dienstnehmern zu entlasten, wird das bisherige Ausmaß 
der Zuschussleistung von 50% des fortgezahlten Entgelts (einschließlich allfälliger Sonderzahlungen 
unter Beachtung der eineinhalbfachen Höchstbeitragsgrundlage) auf 75% angehoben. Wie bisher 
gebühren die Zuschüsse im Erkrankungsfall ab dem elften Tag und bei Eintritt eines Unfalles ab 
dem ersten Tag der Entgeltfortzahlung. Für die Berechnung der Dienstnehmeranzahl gilt 
ausnahmslos der Durchschnittswert des vergangenen Kalenderjahres. Bislang waren geringfügige 
Überschreitungen unter bestimmten Voraussetzungen zulässig. Die neue Regelung ist auf 
Entgeltfortzahlungstage infolge Krankheit und Unfall, die nach dem 30.6.2018 eingetreten sind bzw. 
sich ereignet haben, anzuwenden. 
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Senkung des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung (ALV) bei niedrigen Einkommen ab 

1.7.2018 

monatliche Beitragsgrundlage  
ALV-Beitrag 

ab 1.Jänner.2018 ab 1.Juli 2018 
bis € 1.381,00 bis € 1.648,00 0% 
€ 1.381,01 – € 1.506,00 € 1.648,01 – € 1.798,00 1% 
€ 1.506,01 – € 1.696,00 € 1.798,01 – € 1.948.00 2% 
ab € 1.696,01 ab € 1.948.01 3% 

Höchstgerichtliche Entscheidungen 

VwGH zur fremdüblichen Miete bei der Vermietung von Luxusimmobilien 

Der VwGH hat sich in einer jüngsten Entscheidung neuerlich zur fremdüblichen Miete bei der 
Vermietung von Luxusimmobilien geäußert. Die konkrete Entscheidung betraf die Vermietung einer 
Luxusimmobilie durch eine Privatstiftung an den Stifter. Der VwGH hielt in diesem Zusammenhang 
fest, dass es Sache der vermietenden Privatstiftung sei, Nachweise für einen funktionierenden 
Mietenmarkt vorzulegen. Erbringt die Privatstiftung diesen Nachweis nicht, ist es nach Ansicht des 
VwGH nicht zu beanstanden, wenn das Finanzamt die Ausmessung einer fremdüblichen Miete 
innerhalb einer Bandbreite von 3-5% der Anschaffungs- und Herstellungskosten des vermieteten 
Objekts vornimmt. Die Begründung des konkreten Prozentsatzes muss aber tragfähig sein. 

VwGH zur Hauptwohnsitzbefreiung bei einer „Hausherrenwohnung“ in einem Zinshaus 

Nur Eigentumswohnungen iSd Wohnungseigentumsgesetzes und Eigenheime können unter die 
Hauptwohnsitzbefreiung des EStG fallen. Allenfalls reicht auch die Begründung von vorläufigem 
Wohnungseigentum iSd § 45 WEG aus. Eine analoge Befreiung für eine von einer 
Liegenschaftseigentümerin  als Hauptwohnsitz bewohnte Dachgeschoßwohnung in ihrem Zinshaus 
ist bei Veräußerung des gesamten Zinshauses, an welchem kein Wohnungseigentum begründet war, 
nicht möglich. Die Moral aus der Geschichte: Jedenfalls vor Verkauf eines Zinshauses, in dem der 
oder die Verkäufer/in ihren Hauptwohnsitz entsprechend der sonstigen Kriterien des EStG hatte, 
noch schnell zumindest vorläufiges Wohnungseigentum begründen. 

VwGH: Wohnrechtsablöse steuerpflichtig gem § 29 Z 3 EStG 

Der VwGH hat in einem neuen Erkenntnis zwischen der Ablöse eines Wohnrechts und eines 
Fruchtgenussrechts unterschieden. Der Entscheidung zufolge stellen entgeltliche Ablösen von bloßen 
Wohnrechten sonstige Einkünfte gem § 29 Z 3 EStG dar. Der VwGH begründet diese Rechtsansicht 
damit, dass es sich beim Wohnrecht um ein nicht übertragbares Gebrauchsrecht handelt. Deshalb sei 
die Wohnrechtsablöse nicht als Veräußerungsvorgang zu werten. Vom Wohnrecht sei das 
Fruchtgenussrecht zu unterscheiden, welches jederzeit übertragen werden könne. Wird das 
Fruchtgenussrecht an einer Wohnung „der Ausübung nach“ übertragen, führt dies beim 
Übertragenden zu Einkünften aus Vermietung und Verpachtung. Wird das Fruchtgenussrecht 
hingegen „der Substanz nach“ übertragen, ist das Entgelt beim Übertragenden nach Ablauf der 
(einjährigen) Spekulationsfrist nicht steuerbar. 

VwGH 19.4.2018 Ro 2016/15/0017 – Halber Steuersatz für Pensionsabfindung eines 

Gesellschafter-Geschäftsführers bei Einstellung seiner Tätigkeit  

Beendet ein wesentlich beteiligter Gesellschafter-Geschäftsführer seine Tätigkeit, hat er einen 
Aufgabegewinn nach § 4 Abs 1 EStG  sowie den Übergangsgewinn zu ermitteln. Unbestritten blieb 
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im vorliegenden Fall, dass der Anspruch auf Abfertigungszahlung einen Teil des Übergangsgewinns 
darstellt. Der VwGH stellte aber klar, dass auch die aus der Pensionszusage resultierende Forderung 
auf Kapitalabfindung im Übergangsgewinn zu erfassen ist. Die Forderung auf Abfindung ist in 
durchsetzbarer Weise entstanden, da gleichzeitig mit dem Ausscheiden aus der Geschäftsführung das 
vertraglich zustehende Recht auf Abfindung ausgeübt wurde.  Weiterer - zeitlich nachgelagerter - 
Voraussetzungen, wie etwa eines Gesellschafterbeschlusses, hat es nicht bedurft. Die Forderung ist 
damit Teil der außerordentlichen Einkünfte iSd § 37 EStG, für welche sich der Steuersatz auf die 
Hälfte des auf das gesamte Einkommen entfallenden Durchschnittssatzes ermäßigt, wenn die 
sonstigen Voraussetzungen dafür zutreffen (Einstellen der Erwerbstätigkeit ab Vollendung des 60. 
Lebensjahres bzw wegen Erwerbsunfähigkeit oder Tod, mindestens 7-jährige Betriebsdauer, 
Antrag!). 


